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Material für die Zwecke von Strafverfahren, die von Staaten eingeleitet werden, erleichtern 
können, wobei der Grundsatz eines ordnungsgemäßen Verfahrens zu berücksichtigen ist; 

 12. ermutigt die Vereinten Nationen, wenn im Rahmen einer administrativen Un-
tersuchung der Vereinten Nationen festgestellt wird, dass Vorwürfe gegen Bedienstete der 
Vereinten Nationen oder Sachverständige im Auftrag der Vereinten Nationen unbegründet 
sind, im Interesse der Organisation geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Glaubwür-
digkeit und das Ansehen dieser Bediensteten und Sachverständigen wiederherzustellen; 

 13. legt den Vereinten Nationen eindringlich nahe, mit den die Gerichtsbarkeit 
ausübenden Staaten weiter zusammenzuarbeiten, um ihnen im Rahmen der einschlägigen 
Regeln des Völkerrechts und der Abkommen zur Regelung der Tätigkeiten der Vereinten 
Nationen Informationen und Material für die Zwecke von Strafverfahren, die von Staaten 
eingeleitet werden, zukommen zu lassen; 

 14. betont, dass die Vereinten Nationen im Einklang mit den anwendbaren Regeln 
der Organisation keine Vergeltungs- oder Einschüchterungsmaßnahmen gegen Bedienstete 
der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der Vereinten Nationen ergreifen 
dürfen, die Vorwürfe in Bezug auf von Bediensteten der Vereinten Nationen und im Auf-
trag der Vereinten Nationen tätigen Sachverständigen begangene schwere Verbrechen er-
heben; 

 15. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den aufgrund ihrer Resolutionen 62/63, 
63/119, 64/110, 65/20, 66/93, 67/88 und 68/105 von den Regierungen zur Verfügung ge-
stellten Informationen und fordert die Regierungen nachdrücklich auf, auch weiterhin die 
für die Durchführung dieser Resolutionen erforderlichen Maßnahmen zu treffen, nament-
lich für die Durchführung der darin enthaltenen Bestimmungen betreffend die Begründung 
ihrer Gerichtsbarkeit über Verbrechen, insbesondere über schwere Verbrechen im Sinne 
ihres geltenden innerstaatlichen Strafrechts, die von ihren Staatsangehörigen begangen 
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